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EJPD Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement

UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

BAFU Bundesamt fur Umwelt

GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen
und -direktoren

AUNS Aktion fur eine unabhangige und neutrale Schweiz

EU Europaische Union

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

SBFI Staatssekretariat fur Bildung, Forschung und Innovation

RK MZF Regierungskonferenz Militar, Zivilschutz und Feuerwehr

BPUK Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz

LDK Konferenz der kantonalen Landwirtschaftsdirektoren

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

KdK Konferenz der Kantonsregierungen

GSoA Gruppe fur eine Schweiz ohne Armee

SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband

WWF World Wide Fund for Nature

FER Fédération des Entreprises Romandes

SSV Schweizer Schiesssportverband

SBV Schweizerischer Bichsenmacher- und Waffenfachhandlerverband

SOG Schweizerische Offiziersgesellschaft

IGS Interessengemeinschaft Schiessen Schweiz

JagdSchweiz Schweizer Dachverband flr Jagerinnen und Jager

Fedpol Bundesamt fur Polizei

SBLV Schweizerischer Bauerinnen- und Landfrauenverband

KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und
-direktoren

EuGH Gerichtshof der Europaischen Union

DFJP Département fédéral de justice et police

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

OFEV Office fédéral de I'environnement

CDS Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé

ASIN Action pour une Suisse Indépendante et Neutre

UE Union européenne

DFI Département fédéral de l'intérieur

SEFRI Secrétariat d'Etat a la formation, a la recherche et a I'innovation

CG MPS Conférence gouvernementale des affaires militaires, de la protection
civile et des sapeurs-pompiers

DTAP Conférence suisse des directeurs cantonaux des travaux publics, de
I'aménagement du territoire et de I'environnement

CDCA Conférence des directeurs cantonaux de I'agriculture

Uss Union syndicale suisse

USAM Union suisse des arts et métiers

CdC Conférence des gouvernements cantonaux

GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée

UPS Union Patronale Suisse

WWF World Wide Fund for Nature

FER Fédération des Entreprises Romandes

FST Fédération sportive suisse de tir

ASA Association suisse des armuriers et negociants d'armes specialisés

§SO Société Suisse des Officiers

CIT Communauté d'intérét du tir suisse

ChasseSuisse Faitiere suisse des chasseurs et chasseuses

Fedpol Office fédéral de la police

USPF Union suisse des paysannes et des femmes rurales
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 06.02.2018
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Innere Sicherheit

Anfang Februar 2018 veroffentlichte das Fedpol den Ergebnisbericht der
Vernehmlassung zur Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie. Nebst den
zahlenméssig sehr gut vertretenen Schitzen- und Waffenkreisen - darunter der
schweizerische Schiesssportverband (SSV), der schweizerische Buchsenmacher- und
Waffenfachhandlerverband (SBV), ProTell, Legalwaffen Schweiz (LEWAS) und Jagd
Schweiz - befanden sich auch alle Kantone, sieben nationale und drei kantonale
Parteien, die KKJPD wund die RK MZF, Economiesuisse, der schweizerische
Gewerbeverband (SGV), der schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) und der
schweizerische Stadteverband unter den insgesamt 2205
Vernehmlassungsteilnehmenden. Davon sprachen sich der SSV und jene 2055
Stellungnehmenden, die sich dessen Stellungnahme angeschlossen hatten - darunter
insbesondere Jagd Schweiz und die Aktion «Finger weg vom Schweizer Waffenrecht!»,
aber auch eine Vielzahl von Schiitzenvereinen und Privatpersonen - sowie der SBV,
ProTell, LEWAS, die AUNS, die Gruppe Giardino, das Centre Patronal, der SGV, Swiss
Olympic und zahlreiche weitere Schutzen-, Waffensammler- und militarnahe
Organisationen dezidiert gegen die geplante Anderung des Waffengesetzes aus. Einen
grundsatzlich ablehnenden Standpunkt vertraten zudem auch die SVP Schweiz, ihre
Sektionen Neuenburg, Jura und Valais Romand sowie die Kantone Nidwalden und
Schwyz. Neun Kantone gaben zu verstehen, dass sie zwar die Ziele der EU-
Waffenrichtlinie unterstiitzten, die vorgesehenen Anderungen am Waffengesetz aber
ablehnten, da sie keinen gentigenden Beitrag zur Bekampfung von Waffenmissbrauch
leisteten. Demgegenuber erklérte sich die Mehrheit der Kantone mit den Neuerungen
grundsatzlich einverstanden. Insgesamt positiv beurteilt wurde der Entwurf auch von
der BDP, der GLP, der FDP, der SP und den Griinen - wobei die letzteren beiden
ausdrucklich bedauerten, dass er keine weitergehenden Massnahmen umfasste. Ebenso
Uberwiegend beflrwortend ausserten sich u.a. die KKJPD, die RK MZF, Economiesuisse,
der Stadteverband, die FER, der SGB, die GSoA, Terre des Hommes Schweiz, der
schweizerische Friedensrat, die Frauen fur den Frieden Schweiz, die Evangelischen
Frauen Schweiz, die Haus- und Kinderdrzte Schweiz und die schweizerische
Gesellschaft  fur Psychiatrie und Psychotherapie. Unter den zustimmenden
Stellungnahmen ausdrlcklich  positiv  hervorgehoben wurden das Ziel, den
Waffenmissbrauch zu bekampfen bzw. den Zugang zu halbautomatischen Waffen
einzuschranken, sowie die Vorteile der Schengen-Assoziierung fur die Schweiz.
Ansonsten adusserte sich die Zustimmung zur Vorlage hauptsachlich durch die
Abwesenheit von Kritik.

An Letzterer wurde jedoch nicht gespart. Anlass dazu boten neben den einzelnen
Bestimmungen des Waffengesetzes und deren konkreter Ausgestaltung vor allem die
Stossrichtung der Revision im Allgemeinen. In der Schweiz, wo das Recht auf
Waffenbesitz ein Aspekt der Unabhangigkeit und Souveranitét des Staates sei,
manifestiere sich im liberalen Waffenrecht der gegenseitige Respekt zwischen Staat
und Burgern, weshalb Verscharfungen nicht angebracht seien, argumentierten etwa
ProTell, der SSV die RK MZF, die SVP sowie finf Kantone (Al, AR, GL, SG, OW). Des
Weiteren wurden die Entwaffnung der Blrger und schwere (Ruf-)Schaden fir das
Schweizer Schiesswesen beflirchtet. Problematisch am Vorhaben sei ausserdem, dass
darin Regelungen vorgesehen seien, die in der jlngeren Vergangenheit vom Volk
abgelehnt worden waren. So komme die Registrierungspflicht fir rechtmassig
erworbene, aber neu verbotene halbautomatische Feuerwaffen einer Nachregistrierung
gleich und der flr den Erwerb einer solchen Waffe kinftig erforderliche Nachweis einer
Mitgliedschaft in einem Schiessverein bzw. alternativ des regelméssigen Gebrauchs der
Waffe fUr das sportliche Schiessen erinnere zu stark an eine Bedurfnisklausel. Beide
Massnahmen waren 2011 bei der Volksabstimmung Uber die Initiative gegen
Waffengewalt abgelehnt worden - ein Umstand, den ausser Schitzen- und
Waffenkreisen auch die SVP und vier Kantone (AR, GE, SZ, TI) betonten. Von
verschiedenen Seiten wurde zudem die fehlende Verhaltnismassigkeit der Vorlage
bemangelt. Wahrend Angehdrige der Waffenlobby ausfihrten, dass mit dem Entwurf
eher die legalen Waffenbesitzer bestraft als Terroranschlage verhindert wurden,
ausserten sich zahlreiche Kantone und die CVP dahingehend, dass trotz erheblichen
blrokratischen Mehraufwandes kaum ein Sicherheitsgewinn resultiere. Entgegen der
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KARIN FRICK

Anklndigung des Bundesrates befanden der SSV, der SBV und ProTell den
Umsetzungsvorschlag nicht fur «pragmatisch» und die CVP sowie die grosse Mehrheit
der Kantone bezweifelten, dass der Bundesrat den Handlungsspielraum bei der
Umsetzung vollstandig ausgeschopft habe. Schitzenkreise wiesen Uberdies auf eine
héngige Klage am EuGH hin, in der die Tschechische Republik die Rechtmassigkeit der
neuen EU-Waffenrichtlinie angefochten hatte, weil die Terrorabwehr den Einzelstaaten
obliege und gar nicht in die Zustandigkeit der EU falle. Die Schweiz solle diesem Urteil
nicht vorgreifen und das Waffenrecht nicht vorschnell anpassen.

Inhaltlich sei der Entwurf hinsichtlich zentraler Begrifflichkeiten - beispielsweise der
Definitionen von «Faustfeuerwaffe» und «Handfeuerwaffe» - zu wenig prazise und
Uberlasse zu viele Klarungen dem Verordnungsgeber, was Rechtsunsicherheit mit sich
bringe. In diesem Zusammenhang forderten der SSV, der SBV, ProTell, LEWAS, der
Stédteverband sowie neun Kantone den Bundesrat auf zu definieren, was
«Regelmaéssigkeit des sportlichen Schiessens» bedeute. Die Notwendigkeit einer
solchen Prazisierung zeigte sich bereits in den unterschiedlichen Vorstellungen des
Begriffs, welche die Vernehmlassungsantworten offenbarten: Hielten der SBV und
ProTell einmal in finf Jahren flr eine angemessene Regelmaéssigkeit, sahen die Kantone
Neuenburg, Tessin, Waadt und Wallis eine ausreichende Regelmassigkeit ab einer
zweimaligen Nutzung pro Jahr gegeben. Ganz konkrete Kritik betraf darliber hinaus die
vorgesehene Unterscheidung von Waffenkategorien anhand der Magazinkapazitat. Diese
sei kein Indikator fir die Geféhrlichkeit einer Waffe und die Regelung daher nicht
nachvollziehbar; stattdessen wére eine Unterscheidung anhand des Kalibers, des
Munitions-Typs und einer allfalligen Serienfeuer-Moglichkeit zu diesem Zweck
dienlicher. Da Magazine zum Teil waffentypubergreifend eingesetzt und separate
Magazine bewilligungsfrei erworben werden koénnten, sei die Regelung leicht zu
umgehen und Missbrauch schwer zu verhindern, stellten mehrere Kantone fest. Die
Skepsis der Waffenlobby sowie des Kantons Schwyz weckte zudem die Pflicht fur
Waffensammler, den Zweck der Sammlung offenzulegen. Der Mensch sei seit jeher ein
Sammler, wie es ProTell ausdrickte, und viele Sammlungen dienten keinem besonderen
Zweck ausser der Freude am Objekt selbst, weshalb eine solche Bestimmung verfehlt
sei. Die Kritik am Entwurf beschrankte sich jedoch nicht darauf, dass er zu viele
Einschrankungen vorsehe; an einigen Stellen wurde auch bemaéangelt, dass die
Regelungen zu wenig weit gingen. So schlugen beispielsweise die SP, die GLP und flunf
Kantone (NE, TI, VD, VS, GE) vor, es sei auch von Eigentiimern von Ordonnanzwaffen ein
Nachweis zu verlangen, dass sie die Waffe regelmassig fir den Schiesssport
verwendeten.

Auch lehnten nicht alle Kritiker der Waffenrechtsanpassung ebenso die Genehmigung
des Notenaustausches mit der EU ab. Der Notenaustausch ist im Grunde genommen
das Verfahren zur Ubernahme eines weiterentwickelten Rechtsakts, der dem Schengen-
Besitzstand angehdrt. Nachdem die EU der Schweiz am 31. Mai 2017 die neue
Waffenrichtlinie als Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes notifiziert hatte,
versicherte der Bundesrat in seiner Antwortnote vom 16. Juni 2017 der EU, dass die
Schweiz die Richtlinie - vorbehaltlich der parlamentarischen Genehmigung - innerhalb
einer Frist von zwei Jahren Ubernehmen und umsetzen werde. Die SVP, der SSV und
LEWAS waren der Meinung, die Schweiz kénne der EU mitteilen, die Waffenrichtlinie zu
Ubernehmen - wozu sie als Vertragsstaat von Schengen/Dublin verpflichtet ist -, ohne
daflr die Schweizer Rechtslage anpassen zu mussen. Sie hielten das Schweizer
Waffenrecht flir den Anforderungen der EU-Richtlinie dem Sinn nach entsprechend
und sahen darum keinen Bedarf fiir eine Anderung des Schweizer Waffenrechts, auch
wenn der Notenaustausch genehmigt wirde. In die gleiche Richtung éusserte sich auch
die CVP, welche die Frage stellte, ob das geltende Waffengesetz keine ausreichende
Grundlage darstelle, um die Ziele der EU-Waffenrichtlinie weitgehend zu erflllen.
ProTell und der Kanton Schwyz lehnten indes auch die Genehmigung des
Notenaustausches ab und forderten weitere Verhandlungen mit der EU. '

Eine Woche nach den Schlussabstimmungen in den eidgendssischen Réaten zur
Ubernahme der EU-Waffenrichtlinie wurde die Uber lange Zeit immer wieder
ausgesprochene Referendumsdrohung in die Tat umgesetzt. Am 5. Oktober 2018
prasentierte sich das Referendumskomitee, co-préasidiert von SSV- und IGS-Prasident
Luca Filippini zusammen mit den drei SVP-Nationalrdten Jean-Luc Addor (VS), Werner
Salzmann (BE) und Jean-Francois Rime (FR) sowie SVP-Nationalratin Silvia Fllckiger-
Bani (AG), vor den Medien. Die IGS als Haupttrégerin des Referendums vereint 14
Verbdande aus dem Umfeld des Schweizer Schiesswesens, darunter neben
Sportschitzen auch Jager, Waffensammler und -héandler. Der zentrale Kritikpunkt der
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IGS am neuen Waffenrecht war der «Paradigmenwechsel», dass der Waffenbesitz von
einem generellen Recht fur Schweizerinnen und Schweizer zu einem Privileg
herabgestuft werde, das nur noch ausnahmsweise gewahrt werde; die damit
verbundene «Vorstellung, kiinftig mit einer verbotenen Waffe schiessen zu missen»,
sei das Problem, so die NZZ. Dariiber hinaus wurde diese Anderung vom
Referendumskomitee jedoch auch als erster Schritt in Richtung Abschaffung des
Privatwaffenbesitzes gesehen; es wiirden sicher weitere Verschérfungen folgen. Weiter
wurde die Pflicht zur Nachmeldung von halbautomatischen Waffen kritisiert: Obwohl
das Volk eine Nachregistrierung im Rahmen der Waffenschutz-Initiative 2011 abgelehnt
habe, werde eine solche nun durch die «Brusseler Hinterttir» eingefuhrt, so Werner
Salzmann in der BaZ. Die Beendigung der Schengen/Dublin-Zusammenarbeit sei
hingegen nicht das Ziel des Referendums, beteuerte das Komitee und zeigte sich
Uberzeugt davon, dass die EU kein Interesse daran habe, die Zusammenarbeit mit der
Schweiz zu beenden. Gleichzeitig prasentierte sich das Komitee im Internet unter dem
Namen «Nein zum Entwaffnungsdiktat der EU» und portierte damit die europa- und
schengenkritische Haltung der SVP.

So geeint, wie das Referendumskomitee vielleicht den Eindruck erwecken konnte, war
die Waffenlobby jedoch nicht. ProTell und der SSV, die an vorderster Front und «mit
schrillen Ténen» (AZ) gegen die Verscharfung des Waffenrechts kdmpften, konnten
nicht alle Lobbymitglieder fur diesen Kampf begeistern. Sowohl die Schweizerische
Offiziersgesellschaft, die selbst zwar nicht Mitglied der IGS, sondern nur Sympathisantin
ist, als auch Jagd Schweiz, Mitglied der IGS, wollten das Referendum nur passiv
unterstitzen, d.h. ideell, aber weder mit Finanzen noch mit dem Sammeln von
Unterschriften. Auch nicht alle kantonalen Schiesssportverbande zeigten sich
Uberzeugt von der Argumentation ihres Dachverbandes. So erklarte etwa der Prasident
des Bundner Schiesssportverbandes gegenlber der Aargauer Zeitung, man unterstitze
das Referendum vor allem aus Solidaritat mit dem SSV, nicht weil die Reform an sich ein
grosses Problem sei. Kritisch zum Referendum &usserte sich in der Presse auch Lorenz
Hess, Berner BDP-Nationalrat und ehemaliger Prasident eines Schutzenvereins.
Insbesondere die Kritik an der vorgesehenen Zwangsmitgliedschaft fur Schutzen in
einem Schiessverein sei nicht nachvollziehbar - ein Vereinszwang habe bis 1996
bestanden, ohne dass sich die Schitzenvereine dagegen gewehrt hatten. Was ProTell
von in der Unterschriftensammlung zu wenig engagierten Schutzenvereinsprasidenten
hielt, berichtete der «Blick»: In Schitzenvereinen, die einen «Ausredenkdnig» als
Prasidenten hatten, sei eine «Druckernéhung von unten» durchaus erwinscht, habe
die Gesellschaft fur ein freiheitliches Waffenrecht auf ihrer Facebook-Seite betont.
Interimspréasident Jean-Luc Addor quittierte den Online-Post damit, es mussten
verschiedene Tonalitdten moglich sein. Mit nahezu 200'000 Mitgliedern durfte es fur
die IGS allerdings kein allzu grosses Problem sein, bis Mitte Januar 2019 die
erforderlichen 50'000 Unterschriften zu sammeln. ?

Nach einem langen und emotionalen Abstimmungskampf nahm die Schweizer
Stimmbevolkerung am 19. Mai 2019 die Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie
mit 63.7 Prozent Ja-Stimmen deutlich an. Die Stimmbeteiligung lag bei 43.9 Prozent.
Ausser im Tessin (45.5% Ja) Uberwog die Zustimmung in allen Kantonen. Am hochsten
fiel sie in Basel-Stadt mit 75 Prozent Ja-Stimmen aus, gefolgt von den drei
Westschweizer Kantonen Genf, Neuenburg und Waadt sowie dem Kanton Zurich mit
jeweils Uber 70 Prozent. Gesamtschweizerisch zeigte sich ein klarer Stadt-Land- oder
Zentrum-Peripherie-Graben, wobei die Zustimmung in den stadtischen Zentren am
héchsten und - nebst dem Tessin - in den landlichen Regionen wie dem Berner
Oberland, der Innerschweiz und den Blindner Stdtéalern am niedrigsten ausfiel.
Vertreterinnen und Vertreter der Beflirworterseite werteten das Ergebnis in der Presse
als positives Signal fur die Beziehungen der Schweiz zur EU und blickten zuversichtlich
in Richtung der anstehenden europapolitischen Entscheidungen Uber die
Begrenzungsinitiative sowie Uber das institutionelle Rahmenabkommen mit der EU.
Demgegenlber sah das unterlegene Nein-Lager im Resultat kein Ja zu Europa, sondern
schopfte daraus neuen Elan fur den Kampf gegen die Personenfreizligigkeit und das
Rahmenabkommen. «Solche angstgetriebenen Abstimmungsergebnisse wéren kinftig
die Regel, falls der Bundesrat das Rahmenabkommen mit der EU unterschreibt»,
zitierte beispielsweise die Aargauer Zeitung eine Mitteilung der SVP. Die Gesellschaft
fur ein freiheitliches Waffenrecht ProTell, die an vorderster Front gegen die
Anderungen im Waffenrecht gekdmpft hatte, liess derweil verlauten, man werde die
Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie nun sehr genau Uberwachen und den Bundesrat an
seinen Versprechungen messen, die er im Abstimmungskampf gemacht habe.

Der Ausgang der Abstimmung wurde sowohl von der Beflrworter- als auch von der
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BERICHT
DATUM: 17.11.2014
JOHANNA KUNZLER

Gegnerseite zu einem grossen Teil der neuen Justizministerin Karin Keller-Sutter
zugeschrieben. Sie habe mit ihrer Glaubwdirdigkeit als ehemalige Polizeidirektorin eines
Grenzkantons die Unentschlossenen Uberzeugt, lobte sie etwa der Waadtlander FDP-
Nationalrat Laurent Wehrli in der «Tribune de Genéve». Auch der Walliser SVP-
Nationalrat und Interimsprasident von ProTell Jean-Luc Addor bezeichnete die
Ubernahme des EJPD durch Karin Keller-Sutter gegeniiber der gleichen Zeitung als
«Schlisselmoment» in der Kampagne, weil die St. Gallerin - im Gegensatz zu ihrer
Vorgangerin und «historischen Waffengegnerin» Simonetta Sommaruga - im Dossier als
glaubwirdig wahrgenommen worden sei. Die neue Bundesréatin bestand ihre Feuertaufe
vor dem Stimmvolk offensichtlich mit Bravour.

Abstimmung vom 19. Mai 2019

Beteiligung: 43.9%
Ja: 1'601'880 (63.7%)
Nein: 854'274 (36.3%)

Parolen:

- Ja: BDP, CVP, EVP, FDP (Jungfreisinnige: 3*), GLP, GP, KVP, SP; KdK, Economiesuisse,
SAV, SGV, SGB, Travail.Suisse, Gastrosuisse, Hotelleriesuisse, SBLV

- Nein: EDU, FP, SD, SVP; IGS, SOG, Schweizerischer Unteroffiziersverband, Jagd
Schweiz, ProTell, SBV

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen ®

Wirtschaft

Landwirtschaft
Agrarpolitik

Laut dem Agrarbericht 2014 erhohte sich das Nettounternehmenseinkommen des
landwirtschaftlichen Sektors gegenliber dem Vorjahr um 6,9% auf CHF 2,939 Mrd. Dies
sei hauptsachlich einer erhéhten tierischen Produktion zu verdanken (+ CHF 417 Mio.).
Die pflanzliche Produktion nahm hingegen um CHF 325 Mio. ab. Im Bereich des
Aussenhandels war weiterhin ein Importiberschuss zu verzeichnen: Mit mittlerweile
CHF 3.4 Mrd. steigerte sich dieser zwar gegentber dem Vorjahr noch einmal, verglichen
mit dem Beginn des Jahrtausends war jedoch ein deutlicher Rlickgang feststellbar: Die
Bilanz konnte um beinahe einen Drittel zugunsten des Exports verbessert werden. 2013
wurden 1'368 landwirtschaftliche Betriebe aufgegeben. Es verblieben 55'207 Hofe mit
insgesamt 158'919 Beschaftigten. Die erneute Durchfihrung einer Zeitbudgeterhebung
im Bereich der Landwirtschaft erlaubte es der Forschungsanstalt Agroscope, die
veranderten Arbeitsbedingungen auf den schweizerischen Hoéfen seit 1974
nachzuzeichnen. Betrug der woéchentliche Zeitaufwand damals noch 78 Stunden, so
verringerte er sich bis 2011 auf 65 Stunden fur Bauerinnen respektive 66 Stunden fur
landwirtschaftliche Betriebsleiter. Die Arbeitszeit, welche die Ehefrauen im Schnitt fur
die Betreuung des Haushalts verwenden, wurde in dieser Zeit halbiert. Daflr werden
heutzutage durchschnittlich 7 Stunden mehr pro Woche fur die Ausfihrung
ausserbetrieblicher Erwerbstatigkeiten verwendet. Auch bei den Betriebsleitern
erhohte sich dieser Zeitbudgetposten leicht. Gleichzeitig senkte sich jedoch der
Aufwand fur landwirtschaftliche Arbeiten im selben Zeitraum um 16 auf insgesamt 50
sowie der Administrationsaufwand um 1,5 auf nunmehr 2 Stunden pro Woche. Dass die
Bauern dermassen weniger Zeit in die agrarische Tatigkeit an sich investieren, hangt
vermutlich mit dem technischen Fortschritt und der Mechanisierung vieler Arbeiten
seit 1974 zusammen. Ein nach wie vor ungeldstes Problem stellt laut dem Agrarbericht
der hohe Phosphor-Einsatz in der Landwirtschaft dar. Dieses fur Pflanzen unerlassliche
chemische Element kann bei erhdhter Konzentration in Gewéssern flr
Sauerstoffmangel sorgen. Seit den 1970er Jahren wurden die aus der Gesellschaft
stammenden Quellen stetig reduziert, so dass aus der Industrie und aus
Privathaushalten heute kaum mehr Phosphor ins Wasser gelangt. Die Landwirtschaft
verzeichnete 2012 aber immer noch einen Uberschuss von 5'900 t, was einer
Phosphor-Effizienz von 60% entspricht. Die neue Agrarpolitik méchte diesen Wert bis
im Jahr 2017 um 8% erhdhen - langfristiges Ziel ist ein Effizienzgrad von 100%.
Letzteres wiirde bedeuten, dass genau so viel Phosphor zum Einsatz kommt wie von der
Natur bendtigt wird. Dass in der Phosphor-Thematik schweizweit keine Einigkeit
herrscht, zeigten derweil diverse Zeitungsberichte, welche im Sommer verd&ffentlicht
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worden waren. Fischereiverbande klagten, dass einige der Gewasser bereits ,zu sauber™
seien, so dass Fische nicht mehr genlgend Néhrstoffe darin fanden, um zu Uberleben.
Am gravierendsten sei dieses Problem im Brienzersee, wo die Berufsfischerei beinahe
eingestellt werden musste. Aber auch der Walen- und der Vierwaldstattersee hatten mit
dem geringen Phosphorgehalt zu kampfen. Am Bodensee forderten Verbande des
Dreilanderecks, dass die Klaranlagen weniger stark filtern sollten. Sie betonten, dass
dadurch die Trinkwasserqualitat des Wassers nicht beeintrachtigt wirde: Es handle sich
bei Phosphor um einen lebenswichtigen Stoff, den auch der Mensch beim Essen taglich
zu sich nehme. *

Jagd

Le Conseil des Etats s'oppose a reprendre I'ensemble des propositions de
modification décidées par le Conseil national concernant la loi sur la chasse. Le point
le plus débattu concerne I'obtention de I'autorisation de chasse (Art. 4). Le projet initial
du Conseil fédéral, soutenu par la chambre du peuple, souhaitait que I'autorisation de
chasse obtenue dans un canton soit reconnue dans les autres cantons et que I'examen
d'obtention de celui-ci inclue un certain nombre de sujets précis. Bien qu'une majorité
de la commission soutienne finalement ce changement, une minorité menée par Beat
Rieder (pdc, VS) estime qu'accepter la proposition du Conseil fédéral ménerait a une
situation ol les cantons connaissant un systéme de chasse & patente (un certain
nombre de patentes sont délivrées par les autorités cantonales aux chasseurs et
chasseuses) seraient désavantagés face aux cantons ayant un systeme de chasse dit
affermé (les communes politiques donnent le droit de chasse a une société de chasse
pendant une période déterminée). Stefan Engler (pdc, GR) redoute, quant & lui, une
uniformisation rampante du droit de chasse par la standardisation de I'examen de
chasse. Le sénateur Luginbihl (pbd, GR) fait remarquer que ce changement législatif est
soutenu par la Conférence des directeurs cantonaux concernée ainsi que par la faftiére
suisse des chasseurs et chasseuses ChasseSuisse. Simonetta Sommaruga précise
également que cet article de loi répond au postulat Landolt (14.3818) accepté par la
chambre basse. Malgré tout, une nette majorité de sénatrices et sénateurs (26 contre
17) suivent la minorité Rieder et refuse la reconnaissance automatique du permis de
chasse entre les cantons.

Le deuxiéme point sur lequel les parlementaires se sont accrochés concerne le loup, sa
période de chasse autorisée ainsi que les raisons donnant droit aux cantons de
I'abattre. La minorité Engler (pdc, GR) a réussi a convaincre une majorité de la chambre
haute en se ralliant a la proposition du Conseil national de réduire de deux mois la
période de chasse en question (du ler septembre au 31 janvier; avant: 31 mars). Le
Conseil des Etats s'aligne également sur le Conseil national sur la question de la
spécification des dégats causés par le loup pour en permettre son abattage. Ainsi n'est
plus spécifié l|'adjectif «considérable» pour décrire l'ampleur de ceux-ci. La
proposition du Conseil fédéral d'éviter tout d'abord I'abattage du loup en mettant en
place des mesures de protection raisonnables passe également a la trappe. Finalement,
le Conseil des Etats souhaite autoriser le tir exceptionnel du loup ainsi que des
bouquetins dans les districts francs si la protection des biotopes I'exige. Le texte
retourne au Conseil national, qui devra a son tour régler les divergences restantes. *

Tierhaltung, -versuche und -schutz

Le DETEC a mis en consultation une révision de I’ordonnance sur la chasse permettant
de délivrer plus facilement un permis de tir afin de réguler I'ours, le lynx, le loup et le
castor, notamment lors d’atteinte au rendement de la chasse, tout en maintenant la
nécessité d'un accord de I'Office fédéral de I'environnement. Le texte prévoit encore
de mettre sous protection totale la perdrix grise, interdit certaines méthodes de
chasse, tout en autorisant la chasse au terrier a laquelle les associations de protection
de l'environnement s’opposent, et impose aux cantons de créer des zones de
tranquillité pour la faune sauvage. L'USP a estimé que le texte ne va pas assez loin dans
le sens d’une régulation efficace des prédateurs et doute de la capacité de la Suisse
d’héberger de grands carnassiers, la Fédération suisse de péche a souhaité lutter plus
efficacement contre les cormorans (voir ici), et les associations de protection de
I"environnement ont estimé que I'ordonnance marque un retour a des pratiques du
siecle passé. ©
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Eine Arbeitsgruppe, zusammengesetzt aus Vertretern des Bundesamts fir Umwelt
(Bafu), Pro Natura, des Jagdverbands Schweiz, WWF und Schafziichtern hat im Mai nach
zwei Jahre dauernden Gespréachen ein Positionspapier zum Umgang mit
Grossraubtieren verdffentlicht. Darin bekennen sich die Teilnehmer zur friedlichen
Koexistenz zwischen Mensch und frei lebenden Tieren wie Wolf, Luchs und Bar.
Zugleich bekraftigen sie aber auch, dass der Abschuss von schadenstiftenden
Einzeltieren moglich sein misse, solange das Uberleben des Bestandes gesichert sei.
Die Medien kritisierten, dass das Papier nicht viel mehr sei als eine Absichtserklarung,
kiinftig vermehrt das Gesprach zu suchen statt durch Polemik zu polarisieren. ’

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Gewasserschutz

La persévérance des pécheurs et des protecteurs de la nature neuchéatelois a fini par
payer. Dés la fin de 2004, le Doubs retrouvera sa vitalité sur quelque 70 kilométres de
son cours grace a un investissement de 5,5 millions de francs : le barrage du Chéatelot
sera équipé d'une turbine, installée & sa base, qui permettra d’assurer un débit
minimum de 2 meétres cubes. Jusqu’alors et suivant les conditions climatiques,
I"'ouvrage franco-helvétique, inauguré en 1953, rejetait en aval des quantités d’eau tres
variables, qui pouvaient se réduire a un mince filet. En France comme en Suisse, les
atteintes a la faune et a la flore, qu’impliquaient ces variations de débits, étaient
dénoncées depuis des années. La clé de répartition de I'investissement nécessaire a la
turbine est de 2,5 millions de francs pour la Société des forces motrices du Chatelot,
de 520 000 pour la Confédération, de 450 000 pour le canton de Neuchéatel et de 1,5
millions pour la France. A cela s’ajoute un crédit du Fonds suisse pour le paysage. ®

Le traitement de ces deux objets (I'initiative populaire "Eaux vivantes" et le contre
projet indirect) a révélé une lacune institutionnelle dans la procédure s’appliquant aux
initiatives populaires accompagnées d'un contre-projet indirect de [|'Assemblée
fédérale. Selon la procédure en vigueur, le comité d’initiative peut décider le retrait de
son initiative s’il est satisfait du contre-projet législatif adopté par le parlement. Ce
dernier étant soumis au référendum facultatif, le risque est alors que le contre-projet
soit rejeté en votation populaire. Afin de pallier cette carence, les commissions des
institutions politiques des deux chambres ont décidé de donner suite a une initiative
parlementaire du sénateur Lombardi (pdc, TI) et soumis au parlement un projet de loi
introduisant la possibilité d'un retrait conditionnel des initiatives populaires.
Concretement, le nouveau dispositif permet au comité d’initiative de déclarer retirer
son initiative a la condition expresse que le contre-projet indirect ne soit pas rejeté en
votation populaire. Cette révision de la loi sur les droits politiques a été adoptée par les
chambres lors de la session d’automne, si bien que I"’Association suisse de la péche a pu
user de ce nouveau droit en décidant le retrait conditionnel de son initiative peu apres
I'adoption du contre-projet indirect par les chambres. *

Die 2011 in Kraft getretenen Anderungen des Gewasserschutzgesetzes provozierten
weiterhin Opposition. Die Revision war als indirekter Gegenvorschlag zur Volksinitiative
~lebendiges Wasser™ geschaffen worden. Die sogenannte Renaturierungs-Initiative
wurde daraufhin von den |Initianten zurlickgezogen, da diese ihre Interessen
angemessen bericksichtigt sahen. Eine im Vorjahr lancierte Motion Leo Muller (cvp, LU)
verlangt nun Moglichkeiten zur Unterschreitung der minimalen Breite des
Gewasserraumes zum Schutze der landwirtschaftlichen Nutzflache oder anderer
Interessen. Die neue Regelung, die einen absoluten Schutz der Gewasserraume fordere,
lasse keine haushélterische Nutzung der Ressource Boden zu und das Ausscheiden der
Gewasserraume bedeute eine Enteignung der Grundeigentimer, was der
Rechtssicherheit widerspreche. In seiner Antwort zum Vorstoss verteidigte der
Bundesrat die Festlegung des Gewasserraums als zentrales Element der
Kompromisslosung des damals erarbeiteten Gegenvorschlags zum Volksanliegen und
verwies auf die gesetzlichen Ausnahmeregelungen und den bestehenden Spielraum der
Kantone, insbesondere im Umgang mit Fruchtfolgeflachen im Gewasserraum. Obwohl
Bundesratin Leuthard (cvp) in der Herbstsession des Nationalrats dartber hinaus
erlauterte, dass der Bund in Zusammenarbeit mit der Bau-, Planungs- und
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Umweltdirektorenkonferenz (BPUK) und der Landwirtschaftsdirektorenkonferenz (LDK)
Merkblatter zur Festlegung des Gewasserraumes im Siedlungsgebiet sowie in
landwirtschaftlichen Gebieten aktuell erarbeite, resp. bereits erarbeitet habe, nahm die
grosse Kammer unter Opposition der SP, der Griinen und der GLP die Motion mit 104 zu
82 Stimmen an. Ein vom Schweizerischen Fischereiverband in Auftrag gegebenes
Gutachten hielt eine voreilige Gesetzesanpassung indes fur staatspolitisch bedenklich.
Es gelte, eine erste Evaluation der Auswirkungen abzuwarten.

Beunruhigende Resultate forderte eine im Marz 2014 verdffentlichte und vom BAFU in
Auftrag gegebene Studie der Eidgendssischen Anstalt fir Wasserversorgung,
Abwasserreinigung und Gewasserschutz (Eawag) zu Tage: Die Untersuchung von flnf
mittelgrossen Fliessgewassern (Salmsacher Aach (TG), Furtbach (ZH), Surb (AG), Limpach
(SO) und Mentue (VD)) ergab eine erhebliche Belastung der Mittellandfliisse durch
Pestizide, wobei ein Grossteil dieser Belastung durch in der Landwirtschaft eingesetzte
Pflanzenschutzmittel verursacht wurde. Von den 104 nachgewiesenen Substanzen
Uberschritten insgesamt 31 die in der Gewéasserschutzverordnung (GSchV) festgelegten
Grenzwerte. Auch wenn die festgestellten Konzentrationen fir den Menschen
ungefahrlich seien, konnten Auswirkungen auf in den Gewassern heimische Organismen
nicht ausgeschlossen werden, so die Eawag. Diese Befunde nahm Pro Natura sogleich
zum Anlass, um der Forderung nach einer raschen Ausscheidung der Gewasserraume,
wie dies die Gewasserschutzverordnung vorsieht, Nachdruck zu verleihen. Neben Pro
Natura meldete sich auch der Fischereiverband mit der Forderung nach strikteren
Massnahmen zum Schutz vor schadlichen Pestiziden zu Wort. Uberrascht zeigte sich
Markus Ritter, der Prasident des Bauernverbandes. Man sei davon ausgegangen, dass
bestehende rechtliche Bestimmungen ausreichen wurden und man sei auf die
Einhaltung der Vorschriften bedacht, wirde der Angelegenheit jedoch in Zukunft
verstarkte Aufmerksamkeit widmen. Mit einer Interpellation verlangte Nationalrat
Jacques Bourgeois (fdp, FR) in der Folge vom Bundesrat weitere Informationen zu
Generalisierbarkeit und Interpretation der Studienergebnisse. Ersteres bestatigte der
Bundesrat und hielt in diesem Zusammenhang fest, dass in kleineren Gewassern bislang
gar hoéhere Konzentrationswerte gefunden worden waren. Er gab allerdings auch
bekannt, dass gemass den Umweltqualitdtsnormen der EU lediglich 19 und nicht - wie
gemass GSchV - 31 Pestizide den Grenzwert Uberschreiten wdirden, erachtete den
Handlungsbedarf in der Landwirtschaft zur Reduktion der Gewasserbelastung jedoch
als gegeben. Er verwies in diesem Zusammenhang auf in Angriff genommene
Massnahmen, wie die im  Berichtsjahr = beschlossene  Aufristung  der
Abwasserreinigungsanlagen oder die in Erflllung eines Postulats zu prifende
Lancierung eines Aktionsplans zur nachhaltigen Verwendung von Pflanzenschutzmitteln.
Die Studie der Eawag fiel zusammen mit der umstrittenen Umsetzung der
Gewasserschutzverordnung, bei  der die Interessen des  Natur- und
Hochwasserschutzes  und  diejenigen  der  Landwirtschaft  bereits  heftig
aufeinanderprallten. Die Tribune de Geneve fasste die laufenden Bestrebungen und
Erkenntnisse im Gewasserschutz treffend folgendermassen zusammen: "Le sauvetage
des rivieres suisses ne sera pas un long fleuve tranquille." ™

Wahrend eine aktuelle Untersuchung eine erhebliche Pestizid-Belastung in Schweizer
Fliessgewéssern nachwies und das Parlament eine umfassende Aufristung der
Abwasserreinigungsanlagen zur Verminderung von Mikroverunreinigungen beschloss,
hatten die Berufsfischer ganz andere Sorgen: Ihnen waren die Schweizer Seen zu
sauber. Der geringe Phosphat-Gehalt in diesen Gewéassern bewirke einen Rickgang der
Fischbestédnde, da es nicht gentgend Plankton als Nahrung flr die Fische gebe. Mit
ihrem Vorschlag nach einer Phosphat-Untergrenze stiessen die Fischer bei WWF und
Pro Natura hingegen auf taube Ohren: Die Trinkwasserqualitat sei klar hdher zu
gewichten als die Interessen der Fischer. Wenig Unterstltzung erhielt die Forderung
indes auch von der Eawag, die in einer klrzlich erfolgten Bestandesaufnahme gerade in
nahrstoffarmen Schweizer Seen eine erstaunliche Vielfalt an Fischen festgestellt hatte,
wogegen eine verzeichnete starke Zunahme des Phosphatgehalts in Mittellandseen zum
Aussterben einheimischer Fischarten geflihrt hatte.
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Am 18. Mai 2014 wurde der Bundesbeschluss Uber die medizinische Grundversorgung,
der direkte Gegenentwurf zur zurlckgezogenen Volksinitiative .,Ja zur
Hausarztmedizin®™, zur Abstimmung gebracht. Mit einem Ja-Stimmenanteil von 88% und
samtlichen zustimmenden Standen war der Entscheid deutlich.

Die Vorlage war bereits im Vorfeld unbestritten, wodurch sich kein echter
Abstimmungskampf ergab. Da sich das Parlament auf diesen Gegenvorschlag geeinigt
hatte und die Initianten ihre Hausarzt-Initiative infolgedessen zurlickzogen, war auch
kein grosserer Widerstand zu erwarten. Im Gegenteil: eintréachtig wurde verkiindet, es
gebe keinen Grund, den Gegenvorschlag abzulehnen. Ende Februar traten
Gesundheitsminister Berset und der Prasident der Gesundheitsdirektorenkonferenz
(GDK), Carlo Conti, vor die Medien und erdrterten die Vorlage. Dabei unterstrich der
Magistrat die Bedeutung einer qualitativ hochstehenden, medizinischen
Grundversorgung in allen Regionen der Schweiz. Conti erkannte im Rickzug der
Initiative eine Verpflichtung flr die Politik und verwies auf den fur die Behdrden
wichtigen Masterplan Hausarztmedizin. Auch er erachtete den Ausbau der
Grundversorgung angesichts der demografischen Alterung als besonders bedeutend.
Der Masterplan Hausarztmedizin war 2012 lanciert worden und wurde vom
Eidgendssischen Department des Innern (EDI), von der Konferenz der kantonalen
Gesundheitsdirektoren (GDK), der Universitatskonferenz, dem Staatssekretariat fr
Bildung, Forschung und Innovation (SBFI) sowie den Arzteverbanden und dem
Initiativkomitee getragen. In ihm sind konkrete Massnahmen zur Foérderung der
Hausarztmedizin verankert, deren Umsetzungen bereits eingeleitet sind. Der Masterplan
sichert den Hausérzten zusatzliche Einnahmen von CHF 200 Mio.

Trotz guter Vorzeichen - in einer ersten, vom Sonntags-Blick durchgefihrten Umfrage
gaben 48% der Befragten an, den Gegenvorschlag annehmen zu wollen, nur 19% waren
dagegen - versammelten sich Anfang April rund 300 Arztinnen und Arzte in Aarau zu
einer Kundgebung. Sie wollten auf den mangelnden Nachwuchs im Hausarztbereich
aufmerksam machen und gleichzeitig fir die bevorstehende Abstimmung werben. In
den Trendumfragen der SRG wurden dem Anliegen ebenfalls gute Vorzeichen attestiert.
In der ersten Welle waren 66% der Befragten daflr, in der zweiten Welle waren es gar
71%.

Immer wieder gegen den Verfassungsartikel dusserte sich indes der Zircher SVP-
Nationalrat Toni Bortoluzzi. Er kritisierte, dass der vorgeschlagene Artikel falsche
Signale aussende: Es sei nicht Sache des Bundes, eine bestimmte Berufsgruppe
attraktiv zu machen. Gleichwohl wurde von der Volkspartei selber vorerst keine
Gegenkampagne gefuhrt. Erst am 8. Mai, also nur zehn Tage vor der Abstimmung setzte
sich ein Gegnerkomitee zusammen, in dem Bortoluzzi federflihrend war. Das Komitee
warnte vor dem ,entscheidenden Schritt zur Verstaatlichung des Gesundheitswesens™.
Dem Komitee schlossen sich einige SVP-Politiker und etwa 20 Arzte an. Tatsachlich
hatte die SVP als einzige Partei die Nein-Parole ausgegeben. Wichtigstes Argument
blieb, dass es keines Verfassungsartikels bedirfe, um die Grundversorgung
sicherzustellen. Aus Kreisen des Gegnerkomitees wurde gar vor einer ,Mogelpackung®
gewarnt: Man beflrchte, dass die freie Arztwahl und der direkte Zugang zum Hausarzt
nicht mehr gewahrleistet seien.

Dieses Aufbdumen konnte den deutlichen Abstimmungserfolg jedoch nicht schmaélern.
Die zustimmenden 88% (Stimmbeteiligung: 55,8%) waren ein deutliches Zeichen.
Entsprechend zufrieden zeigten sich die Beflrworter. Der Volksentscheid hatte
allerdings unerwartete Folgen: Andere Leistungserbringer, wie beispielsweise die
Spitaler, meldeten nun auch entsprechende Begehrlichkeiten an und forderten eine
Gleichbehandlung aller Arzte. Der Spitalverband H+ teilte in einer Medienorientierung
mit, dass die ambulanten und stationaren Dienstleistungen der Spitaler ebenfalls zu den
»tragenden Séulen der arztlichen Grundversorgung™ gehorten. Ebenso kdnnten andere
Berufsgruppen, wie Apotheker oder Physiotherapeuten solche Forderungen stellen.
Entsprechend besorgt zeigte sich der Prasident des Pro-Komitees, Peter Tschudi, dem
diese ,Trittbrettfahrer™ ein Dorn im Auge waren. Seiner Auffassung nach sind die
Spitéaler keineswegs als Teil der Grundversorgung zu verstehen.
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Abstimmung vom 18. Mai 2014

Beteiligung: 55,85%
Ja: 2480 870 (88,1%)
Nein: 336 196 (11,9%)

Parolen:

- Ja: SP, CVP, FDP (2%), GPS (1*), BDP, GLP (*2), EVP; Travail.Suisse, FMH, H+,
Berufsverband der Haus- und Kinderarztinnen Schweiz, SGB.

- Nein: SVP (8%).

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Die Vox-Analyse im Nachgang der Abstimmung fuhrte zu Tage, dass die Hausarztvorlage
recht deutlich im Schatten der anderen, an diesem Tag behandelten Vorlagen (Gripen,
Padophilie und Mindestlohn), stand. So wusste ein Drittel der Befragten nicht, worum es
bei dieser Vorlage gegangen war. Wichtigste Motive der Ja-Stimmenden waren die
Férderung der Hausarzte und die Sicherstellung der medizinischen Grundversorgung.
Es wurde jedoch auch ein grosses Regierungsvertrauen festgestellt: 92% der Befragten,
die dem Bundesrat grundséatzlich vertrauen, hatten hier Ja gestimmt. Als wichtigstes
Nein-Argument wurde die .last-minute-Kritik"™ des Gegenkomitees ermittelt, namlich
eine Ablehnung der Verstaatlichung. Dass das gegenwartige System funktioniere und
dass Hausarzte nicht bevorzugt werden sollen waren weitere, haufig genannte Grinde
der Gegner. *

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Verbiande
Verbiande

Die Umweltschutzorganisationen konnten gemeinsam mit dem Bauernverband einen
grossen politischen Erfolg feiern. |hre Volksinitiative flr ein Moratorium bei der
Verwendung von gentechnisch manipulierten Produkten in der Landwirtschaft fand
nicht nur bei den Stimmenden insgesamt, sondern auch in allen Kantonen eine
Mehrheit. Der Schweizerische Fischerei-Verband lancierte seinerseits eine
Volksinitiative. Diese soll die Kantone verpflichten, das Bundesgesetz Uber
Restwassermengen strikte durchzusetzen und einen Renaturierungsfonds zur
Wiederherstellung von natirlichen Wasserlaufen einzurichten. Der Fischerei-Verband
verzichtete bei der Unterschriftensammlung auf die Hilfe der Umweltschutzverbande,
obwohl diese dem Anliegen sehr positiv gegenuberstehen und es in der
Volksabstimmung unterstitzen wollen. Er begrindete den Alleingang mit
BerlUhrungsangsten eines Teils seiner Mitglieder gegentber diesen politisch den Griinen
und der SP nahe stehenden Organisationen. ™

Natur und Umwelt

Der Schweizerische Fischerei-Verband konnte seine im Vorjahr lancierte Volksinitiative
~Lebendiges Wasser (Renaturierungs-Initiative)” mit 161836 Unterschriften einreichen.
Nachdem der Verband zuerst aus Ricksicht auf seine zum Teil eher konservativen
Mitglieder auf die Unterstltzung durch die Umweltschutzverbande verzichtet hatte,
legte er gegen Schluss seine diesbezlglichen Hemmungen ab und beanspruchte die
Mithilfe der Pro Natura und des WWF beim Unterschriftensammeln. Da in diesem
Volksbegehren auch eine Ausdehnung des Verbandsbeschwerderechts vorgesehen ist,
setzten sich die Fischer das Ziel, eine héhere Zahl an Unterzeichnenden aufzuweisen
als die FDP-Initiative fur die Einschrankung des Verbandsbeschwerderechts. Dies
gelang ihnen problemlos. ®
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KANTONALE POLITIK
DATUM: 03.08.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

Weil jahrlich in der Schweiz mehrere Tausend Wildtiere in nicht weggerdumten Weide-
und Stacheldrahtzaunen verendeten, plante der St. Gallische Jégerverein Hubertus,
eine kantonale Gesetzesinitiative zu lancieren. Bereits im Frihling 2017 hatte Hubertus
eine «Kampagne gegen vernachlassigte Todesfallen-Zaune» gestartet, wie der
«Appenzeller Volksfreund» berichtete. Damals, so die Zeitung weiter, habe die St.
Galler Regierung das Problem aber relativiert und bagatellisiert, weshalb sich der
Jagerverein nun dazu entschieden habe, eine Initiative zu lancieren, welche unter
anderem vorsehe, Stacheldraht generell zu verbieten und dass Elektro- und
Weidezéune entfernt werden mussten, sobald keine Tiere mehr auf der Weide stiinden.
Auch das Aufstellen von Zaunen innerhalb von Waldern solle zuklnftig verboten werden.
Die Natur- und Umweltverbande Pro Natura und der WWF unterstitzen das Anliegen.
Bis im Sommer 2019 soll die Initiative eingereicht werden.
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AZ,NZZ,2.4.14; AZ, 3.4.14; NZZ, 9.4.14; BZ, 24.4.14; NZZ, 8.5.,17.5.14; AZ, NZZ, 19.5.14
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16) AVF, 4.8.18

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



